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(Nr. 8485.) Geſetz, betreffend die Verpflichtung zum Halten der Geſetz-Sammlung und des 
Amtsblatts im Kreiſe Herzogthum Lauenburg. Vom 28. Februar 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
den Kreis Herzogthum Lauenburg, was folgt: 
Einziger Paragraph. 


Das Geſetz vom 10. März 1873., betreffend die Verpflichtung zum Halten 
der Gefeß- Sammlung und der Amtsblätter (Geſetz-Samml. S. 41.), tritt im 
Kreiſe Herzogthum Lauenburg vom 1. Juli 1877, ab in Wirkſamkeit. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Februar 1877. 


(I. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 
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(Nr. 8486.) Geſetz, betreffend die Einſtellung der Erhebung der Meßabgabe in Frankfurt a. d. O. 


Vom 28. Februar 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
§. 1. 


Vom 1. April 1877. ab findet die Erhebung der Abgabe, welche nach 
dem Geſetze vom 23. März 1873. (Geſetz-Samml. S. 121.) in Frankfurt a. d. O. 
von den zu den dortigen Meſſen eingehenden Waaren zu entrichten iſt, nicht 
mehr ſtatt. 
$. 2. 


Der Finanzminiſter wird mit Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


„ „Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Februar 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. Hofmann. 


(Nr. 8487.) Geſetz wegen Umgeſtaltung der für den Landdroſteibezirk Osnabrück beſtehenden 
Gebäude⸗Brandverſicherungsanſtalt. Vom 5. März 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 81 f 


Die auf Grund der Hannoverſchen Verordnungen vom 17. Auguſt 1830. 
— Geſetz⸗Samml. S. 201. — und vom 24. März 1831. — Geſetz⸗Samml. 
S. 21. — für den Landdroſteibezirk Osnabrück beſtehende, unter die Leitung der 
Landdroſtei zu Osnabrück geſtellte Gebäude-Brandverſicherungsanſtalt wird in 
eine landſchaftliche Feuerverſicherungsanſtalt, auf welche das Geſetz vom 6. Februar 
1871., betreffend die landſchaftlichen Brandkaſſen in der Provinz Hannover 
(Geſetz-Samml. S. 90.), Anwendung findet, umgewandelt. 


$. 2. 
Die Osnabrückſche Landſchaft hat — mit Vorbehalt landesherrlicher Ge— 
nehmigung — über die Reorganiſation der Anſtalt und namentlich darüber 
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Beſchluß zu faſſen, ob dieſelbe demnächſt als ſelbſtſtändiges Inſtitut fortbeſtehen 
HER nn a anderen öffentlichen Immobiliar-Feuerverſicherungsanſtalt vereinigt 
rden ſoll. 

Dabei iſt den zum Gebiete der Osnabrückſchen Brandverſicherungsanſtalt 
gehörigen, in der Osnabrückſchen Landſchaft nicht vertretenen Kreiſen Meppen 
und Lingen in Brandkaſſenſachen eine auf Wahlen der Kreistage beruhende 
Vertretung in dem Ausſchuſſe der Osnabrückſchen Landſchaft einzuräumen und 
eintretenden Falls darauf Bedacht zu nehmen, ihnen eine ſolche in dem gemein— 
ſamen Ausſchuſſe der vereinigten Anſtalten zu ſichern. 

Die nach vorſtehenden Beſtimmungen zu faſſenden Beſchlüſſe der Land— 
Ya find den Kreistagen der Kreiſe Meppen und Lingen zur Erklärung vor- 
zulegen. ö 


F. 3. 


In dem landesherrlichen Erlaſſe, mittelſt deſſen die im vorſtehenden $. 2. 
ee Beſchlüſſe der Landſchaft auf Grund des Geſetzes vom 6. Februar 
1871. genehmigt werden, iſt der Zeitpunkt zu beſtimmen, mit welchem die Ver⸗ 
tretung und Verwaltung der Brandverſicherungsanſtalt auf die Landſchaft über⸗ 
geht beziehungsweiſe ihre Vereinigung mit der betreffenden öffentlichen Feuer- 
verſicherungsanſtalt eintritt. 8 

Bis zu dieſem Zeitpunkte wird die Anſtalt nach den bisher geltenden 
Grundſätzen von der Landdroſtei zu Osnabrück weiter verwaltet. 


F. 4. 


Zugleich mit dem im F. 3. erwähnten Uebergange der Verwaltung der 
Anſtalt von der Landdroſtei auf die Osnabrückſche Landſchaft beziehungsweiſe 
ihrer Vereinigung mit der betreffenden öffentlichen Feuerverſicherungsgeſellſchaft 
fällt der der Anſtalt zur Seite ſtehende Verſicherungszwang — F. 2. der Ver⸗ 
ordnung vom 17. Auguſt 1830. — hinweg, auch treten mit dieſem Zeitpunkte 
die $$. 33. und 57. dieſer Verordnung mit der Maßgabe außer Kraft, daß jeder 
Weiſchere, welcher der Anſtalt nicht mehr anzugehören wünſcht, dies derſelben 
ſchriftlich anzuzeigen hat. 

ze Austrittserklärungen find nur zum 1. Januar oder 1. Juli ſtatt⸗ 
haft und löſen das beſtehende Verſicherungsverhältniß erſt nach Ablauf von 
6 Monaten auf. b N 

Haften auf dem verſicherten Gebäude Hypotheken und ſind dieſe bei der 
Anſtalt angemeldet, ſo kann der Verſicherte nur mit Zuſtimmung der betheiligten 
Hypothekengläubiger die Verſicherung aufheben. 


6. 5. 


Wechſelt ein verſichertes Gebäude den Eigenthümer, ſo gehen die Rechte 
und Pflichten des Verſicherten aus der beſtehenden Verſicherung ohne Weiteres 
auf den Erwerber über. 

(Nr. 84878488.) 14* Wegen 
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Wegen rückſtändiger Verbindlichkeiten bleibt der Vorgänger dem Nachfolger 
verhaftet. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 5. März 1877. 


(L. S.) Wilhelm. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Falk. v. Kameke. 
Achenbach. Friedenthal. Hofmann. J 


(Nr. 8488.) Geſetz, betreffend die Kraftloserklärung (Amortiſation, Mortifikation) von Aktien 
und auf Inhaber lautenden Schuldverſchreibungen der Aktiengeſellſchaften 
in der Provinz Schleswig⸗Holſtein. Vom 10. März 1877. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für die 
Provinz Schleswig-Holſtein, was folgt: 


er 


Der Kraftloserklärung (Amortiſation, e nach den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes unterliegen die Aktien und auf Inhaber lautenden Schuld» 
verſchreibungen der Aktiengeſellſchaften, ſowie die zu ſolchen Urkunden ausgefer- 
tigten Talons. N 

Schuldverſchreibungen, welche in den Büchern der Geſellſchaft auf Namen 
verzeichnet ſind, aber in Inhaberpapiere umgeſchrieben werden können, ſind im 
Sinne dieſes Paragraphen als auf den Inhaber lautend anzuſehen. 


$.2. 


Das Aufgebot einer Urkunde zum Zwecke der Kraftloserklärung findet 
ſtatt, wenn dieſelbe abhanden gekommen oder vernichtet iſt. 

Bei Urkunden, welche auf den Inhaber lauten, oder welche durch In⸗ 
doſſament übertragen werden können und mit einem Blankoindoſſament verſehen 
ſind, iſt der letzte Inhaber berechtigt, das Aulchchot perfahnen zu beantragen. 

Bei anderen Urkunden iſt derjenige zu dem Antrage berechtigt, welcher 
das Recht aus der Urkunde geltend 1 kann. 


8. 3. 


ür das Aufgebotsverfahren iſt das Kreisgericht zuſtändig, bei welchem 
die Geſelſhnft ihren allgemeinen Gerichtsſtand hat. 1 1 


$. 4. 

Der Antragfteller hat zur Begründung des Antrags: 

J) entweder eine Abſchrift der Urkunde 5 oder den weſentlichen 
Inhalt der Urkunde und Alles anzugeben, was zur vollſtändigen Er- 
kennbarkeit derſelben erforderlich ift; 

2) den Verluſt der Urkunde, ſowie diejenigen Thatſachen F zu 
machen, von welchen feine Berechtigung abhängt, das Nufgebotsver⸗ 
fahren zu beantragen; 

3) ſich zur eidlichen Verſicherung der Wahrheit ſeiner Angaben zu erbieten. 


$. 5. 
In dem Aufgebote iſt der Inhaber der Urkunde m e ſpäteſtens 
im Aufgebotstermine ſeine Rechte bei dem Gerichte anzumelden und die Urkunde 
vorzulegen. Als Rechtsnachtheil iſt anzudrohen, daß die Kraftloserklärung der 
Urkunde erfolgen werde. 0 


Die öffentliche Bekanntmachung des Aufgebots erfolgt durch Aushang an 
der Gerichtsſtelle, ſowie durch dreimalige Einrückung in den Deutſchen Reichs⸗ 
anzeiger und in das Amtsblatt der Regierung in 5 Das Gericht kann 
anordnen, daß die Einrückung noch in andere Blätter und zu mehreren Malen 


erfolge. 8 7 


Bei Urkunden, für welche von Zeit zu Zeit Zinsſcheine oder Gewinn⸗ 
antheilſcheine ausgegeben werden, iſt der Aufgebotstermin ſo zu beſtimmen, daß 
bis zu demſelben der erſte einer ſeit der Zeit des glaubhaft gemachten Verluſtes 
ausgegebenen Reihe von Zinsſcheinen oder Gewinnantheilſcheinen fällig geworden 
iſt, und ſeit der Fälligkeit deſſelben ſechs Monate abgelaufen ſind. 

Vor Erlaſſung des Ausſchlußbeſcheides hat der Antragſteller ein nach Ab- 
lauf dieſer ſechsmonatigen Friſt ausgeſtelltes Zeugniß des Vorſtandes der Gefell- 
ſchaft beizubringen, daß die Urkunde ſeit der Zeit des glaubhaft gemachten Ver⸗ 
luſtes ihm zur Ausgabe neuer Scheine nicht vorgelegt ſei, und daß die neuen 
Scheine an einen Anderen als den Antragſteller nicht ausgegeben ſeien. 


$. 8. 

Bei Urkunden, für welche Zinsſcheine oder Gewinnantheilſcheine zuletzt für 
einen längeren Zeitraum als vier Jahre ausgegeben ſind, genügt es, wenn der 
Aufgebotstermin fo beſtimmt wird, daß bis zu demſelben feit der Zeit des glaub⸗ 
haft gemachten Verluſtes von den zuletzt ausgegebenen Scheinen ſolche für vier 
Jahre fällig geworden und ſeit der Fälligkeit des letzten derſelben ſechs Monate 
abgelaufen find. Scheine für Zeitabſchnitte, für welche keine Zinſen oder Ge- 
winnantheile bezahlt werden, kommen nicht in Betracht. 

Vor Erlaſſung des Ausſchlußbeſcheides hat der Antragſteller ein nach Ab— 
lauf dieſer ſechsmonatigen Friſt ausgeſtelltes Zeugniß des Vorſtandes der Geſell— 
ſchaft beizubringen, daß die für die bezeichneten vier Jahre und ſpäter etwa 
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fällig gewordenen Scheine ihm von einem Anderen als dem Antragſteller nicht 
vorgelegt ſeien. Hat in der Zeit ſeit dem Erlaß des Aufgebots eine Ausgabe 


neuer Scheine ſtattgefunden, fo muß das Zeugniß auch die im F. 7. Abſatz 2. 
bezeichneten Angaben enthalten. 


„ re A Ei 
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e 
Bei Urkunden, für welche Zinsſcheine oder Gewinnantheilſcheine ausge⸗ 
geben ſind, aber nicht ferner ausgegeben werden, iſt, wenn nicht die Voraus⸗ 
ſetzungen der $$. 7. und 8. vorhanden find, der Aufgebotstermin fo zu beſtimmen, 
daß bis zu demſelben ſeit der Fälligkeit des letzten ausgegebenen Scheins ſechs 
Monate abgelaufen ſein müſſen. 
$. 10. 
Zwiſchen dem Tage, an welchem die erſte Einrückung des Aufgebots in 
den Deutſchen Reichsanzeiger erfolgt iſt, und dem Aufgebotstermine muß ein 
Zeitraum von mindeſtens ſechs Monaten liegen. 


§. 11. 


Eine Anmeldung, welche nach dem Schluſſe des Aufgebotstermins, jedoch 
vor Erlaſſung des Ausſchlußbeſcheides, erfolgt, iſt als eine rechtzeitige anzuſehen. 


§. 12. 

Der Ausſchlußbeſcheid iſt in öffentlicher Sitzung auf Antrag zu erlaſſen. 

Vor der Erlaffung des Beſcheides kann eine nähere Ermiktelung, IK 
beſondere die eidliche Verſicherung der Wahrheit einer Behauptung des Antrag⸗ 
ſtellers, angeordnet werden. 

F. 13. 

Erfolgt eine Anmeldung, durch welche das von dem Antragſteller zur 
Begründung des Antrages behauptete Recht beſtritten wird, ſo iſt nach Be⸗ 
ſchaffenheit des Falles entweder das Aufgebotsverfahren bis der endgültigen 
Entſcheidung über das angemeldete Recht auszusetzen, oder in dem Ausſchluß⸗ 
beſcheid das angemeldete Recht vorzubehalten. 


$. 14. 

It der Antragſteller in dem Aufgebotstermine nicht erſchienen, fo iſt auf 
ſeinen Antrag ein neuer Termin zu beſtimmen. Der Antrag iſt nur binnen 
einer vom Tage des Aufgebotstermins laufenden Friſt von ſechs Monaten 
zuläſſig. 

§. 15. 

Wird zur Erledigung des Aufgebots verfahrens ein neuer Termin beſtimmt, 

ſo iſt eine öffentliche Bekanntmachung des Termins nicht erforderlich. 


$. 16. 


In dem Ausſchlußbeſcheid iſt die Urkunde für kraftlos zu erklären. 
Der Beſcheid iſt dem Antragſteller zuzuſtellen und ſeinem weſentlichen 
Inhalte nach durch den Deutſchen Reichsanzeiger bekannt zu machen. 
8. 
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. 17. 


Der Antragſteller kann auf Grund des Ausſchlußbeſcheides die Ausfertigung 
einer neuen Urkunde von der Geſellſchaft verlangen. 


$. 18. 
8 Zinsſcheine und Gewinnantheilſcheine können nicht für kraftlos erklärt 
en. ö 


Wird der Verluſt eines ſolchen Scheines vor Ablauf der für die Einlöſung 
beſtimmten Verjährungsfriſt dem Vorſtande der Geſellſchaft angemeldet und der 
Schein innerhalb dieſer Friſt nicht vorgelegt, ſo iſt der Betrag an den Verlierer 
zu zahlen, wenn dieſer den Beſitz und den Verlust des Scheines glaubhaft macht. 

Gehört der verloren gegangene Schein zu einer für kraftlos erklärten 
Urkunde, ſo bedarf es einer beſonderen Glaubhaftmachung des Beſitzes und des 
Verluſtes in Betreff des Scheines nicht. 

Der Verlierer muß bei Verluſt ſeines Anſpruchs innerhalb eines Jahres 
nach Ablauf der Verjährungsfriſt die Auszahlung des Betrages beantragen. 


§. 19. 
Die Koſten des Aufgebots und der Kraftloserklärung trägt der Antragſteller. 


$. 20. 

Das für die Herzogthümer Schleswig und Holſtein erlaſſene Patent, 
betreffend die Mortifikationen Königlicher Obligationen, Annuitäten, trans⸗ 
portabler Staatsfonds, konſignabler Bankfonds und Aktien in den oktroyirten 
Banken und Handelsgeſellſchaften, vom 27. Juli 1810., und die Verordnung 
für das Herzogthum Holſtein, betreffend die Mortifikationen der Aktien der 
holſteiniſchen Eiſenbahn⸗ und anderer Aktiengeſellſchaften, vom 14. Juli 1863., 
werden aufgehoben. 8.21 


Ein bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits anhängiges Aufgebotsverfahren iſt 
nach den bisherigen Vorſchriften zu erledigen, wenn das Gericht zur Zeit des 
Inkrafttretens dieſes Geſetzes das Aufgebot bereits erlaſſen hat. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 10. März 1877. 


(L. S.) Wilhelm! 


wer 


Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


Falk. v. Kameke. Achenbach. Friedenthal. v. Bülow. Hofmann. 


(Nr, 8488) Be⸗ 


I 
Bekanntmachung. 


Nag Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Januar 1877., wodurch genehmigt 
wird, daß durch die neu regulirte Grenze der Gemeinde Brake gegen 
die Gemeinden Hohenmoor und Engeln zugleich die Grenze des Amts 
und des Amtsgerichtsbezirks Sulingen gegen den Amts- und den Amts 
gerichtsbezirk Bruchhauſen, und durch die in Folge der Theilung und 
Verkoppelung beziehungsweiſe der Bahnhofanlage vor Münder neu be⸗ 
ſtimmte Grenze zwiſchen den Gemeinden Böbber, Nettelrede, Neuſtadt 
und Hachmühlen gegen die Stadt Münder zugleich die Grenze des 
Amtsbezirks Springe gegen das Stadtgebiet Münder feſtgeſtellt worden 
iſt, durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 7. S. 49./50., ausgegeben 
den 16. Februar 1877.; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Januar 1877., wodurch genehmigt wird, 

daß die in Anlaß der Grundſteuer⸗Veranlagung neu geregelte Grenze 

1) der Gemeinde Wahrenholz gegen die Gemeinden Stüde, Neudorf 

Platendorf und Garnſen, ſowie des Gutsbezirks „Zollhaus mit Bockling/ 

gegen die Gemeinde Stüde zugleich als Grenze des Amts- und des Amts⸗ 

gerichtsbezirks Iſenhagen gegen den Amts⸗ und den Amtsgerichtsbezirk 

Gifhorn; und 2) der Gemeinde Wahrenholz, aun des Gutsbezirks 

„Zollhaus mit Bockling“ gegen die Gemeinden 916 1 75 und Bar⸗ 

wedel zugleich als Grenze des Amts- und des ee ezirks Iſen⸗ 

hagen gegen den Amts- und Amtsgerichtsbezirk Fallersleben feſtgeſtellt 
worden iſt, durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 8. S. 77., ausgegeben 

den 23. Februar 1877. 

der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Januar 1877., wodurch genehmigt wird, 

daß die in Folge einer Landesaustauſchung neu beſtimmte Grenze der 
leckensgemeinde Lauterberg gegen den fiskaliſchen Gutsbezirk „Forſt⸗ 
nſpektionsbezirk Lauterberg“ zugleich als Grenze des Amts- und des 

Amtsgerichtsbezirks Herzberg gegen den Amts- und den Amtsgerichts⸗ 

bezirk Zellerfeld feſtgeſtellt worden ift, durch das Amtsblatt für Hannover 

Nr. 8. S. 77., ausgegeben den 23. Februar 1877. N 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Januar 1877., betreffend das der Stadt⸗ 
te Berlin verliehene Enteignungsrecht zum Zweck der dem Be⸗ 

auungsplane entſprechenden Freilegung des Fahrdammes und der 
Bürgerſteige der Brunnen⸗ und der Badſtraße in Berlin, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin 

Nr. 9. S. 84., ausgegeben den 2. März 1877. f N 
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Redigirt im Bureau des Staats- Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


